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A. Zielsetzung 

Das z.Z. im Verhältnis zur Russischen Föderation noch weitergelten-
de, mit der ehemaligen Sowjetunion abgeschlossene Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung vom 24. November 1981 war 
durch die in der Russischen Föderation eingetretenen politischen, 
wirtscha ft lichen und steuerrechtlichen Entwicklungen 'überholt und 
mußte, um seinen Zweck auch weiterhin zu erfüllen, durch einen 
neuen Vertrag an die zwischenzeitlichen Entwicklungen angepaßt 
werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 29. Mai 1996 enthält die dafür notwendigen 
Regelungen. Es entspricht im wesentlichen dem OECD-Musterab-
kommen. Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkommen 
die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der Gesetzgebungs-
körperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 

E. Sonstige Kosten 

Keine Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (432) — 521 05 — Do 97/96 Bonn, den 2. Oktober 1996 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 29. Mai 1996 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Russischen Föderation zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 702. Sitzung am 27. September 1996 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Abkommen vom 29. Mai 1996 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Russischen Föderation 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Vom 

Der Deutsche Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende 
Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Moskau am 29. Mai 1996 unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Russischen Föderation zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen sowie dem dazugehörigen Protokoll vom selben Tag wird zugestimmt. 
Das Abkommen und das Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 28 sowie das 
Protokoll in Kraft  treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 
Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betroffenen Steu-
ern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern oder 
den Gemeinden zusteht. 

Zu Artikel 2 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 28 
und das Protokoll in Kra ft  treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik Deutschland zur Beseiti-
gung der Doppelbesteuerung — wie schon bisher — in gewissem Umfang auf 
Steuern, die dem Bund, den Ländern oder den Gemeinden zufließen. Die Ände

-

rung des bisherigen Rechtszustands durch die Revision des bisherigen Abkom-
mens kann zu Mehr- oder Mindereinnahmen bei den vom Abkommen betroffenen 
Steuern von Bund, Ländern und Gemeinden führen. Die Höhe dieser Mehr- oder 
Mindereinnahmen läßt sich nicht schätzen. Steuermindereinnahmen in gewissen 
Bereichen dürften allerdings insbesondere durch Steuerverzichte der Russischen 
Föderation weitgehend ausgeglichen werden. Auswirkungen auf Einzelpreise und 
das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind deshalb 
nicht zu erwarten. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Russischen Föderation 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Russische Föderation — 

vom Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen abzuschließen — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich des Abkommens 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat 
oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die A rt  der 
Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, die 
nach dem Steuerrecht jedes der Vertragsstaaten zu entrichten 
sind. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten die 
Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen 
oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben 
werden, einschließlich der Steuern auf Einkünfte aus der Ver-
äußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die dieses Abkom-
men gilt, gehören insbesondere 
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a) in der Russischen Föderation: 

die Gewinnsteuer der Unternehmen und Organisationen, 
die Einkommensteuer von natürlichen Personen, 
die Vermögensteuer der Unternehmen und 
die Vermögensteuer der natürlichen Personen, 
im folgenden als „russische Steuer" bezeichnet; 

b) in der Bundesrepublik Deutschland: 

die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer, 
die Vermögensteuer, 

die Gewerbesteuer und 
der Solidaritätszuschlag, 
im folgenden als „deutsche Steuer" bezeichnet. 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 
wesentlichen ähnlicher A rt, die nach der Unterzeichnung des 
Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren 
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten teilen einander, soweit erforderlich, die in ihren Steuerge-
setzen eingetretenen Änderungen mit. 

Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, 

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat" und „der andere 
Vertragsstaat" je nach dem Zusammenhang die Russische 
Föderation (Rußland) oder die Bundesrepublik Deutschland 
einschließlich ihrer Hoheitsgebiete sowie der ausschließlichen 
Wi rtschaftszonen und der Festlandssockel; 

b) bedeutet der Ausdruck „Person" natürliche. Personen, Gesell-
schaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristische Personen 
und alle anderen Gebilde, die für die Besteuerung wie eine 
Körperschaft behandelt werden; 

d) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats" 
und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats", je nachdem, 
gewerbliche Tätigkeiten, die von einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person ausgeübt werden, oder gewerbliche Tä-
tigkeiten, die von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person ausgeübt werden; 

e) bedeutet der Ausdruck „internationaler See- und Luftverkehr" 
jede Beförderung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das 
von einem Unternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, 
es sei denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschließ-
lich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat betrieben; 

f) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde" auf seiten der 
Russischen Föderation das Ministerium der Finanzen der 
Russischen Föderation oder eine von ihm ermächtigte Behör-
de und auf seiten der Bundesrepublik Deutschland das Bun-
desministerium der Finanzen oder eine von ihm ermächtigte 
Behörde. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertrags-
staat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
jeder im Abkommen nicht definie rte Ausdruck die Bedeutung, die 
ihm nach dem Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, 
für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 

Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person" jede Person, die nach 
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dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsitzes, ihres 
ständigen Aufenthalts, des Ortes der Gründung als juristische 
Person durch Registrierung, des Ortes ihrer Geschäftsleitung 
oder eines anderen ähnlichen Kriteriums steuerpflichtig ist. Dieser 
Ausdruck umfaßt jedoch nicht Personen, die in diesem Staat nur 
in bezug auf Einkünfte aus Quellen in diesem Staat oder in bezug 
auf in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig sind. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vertrags-
staaten ansässig, so gelten folgende Bestimmungen: 

a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über eine 
ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden Staaten 
über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaft-
lichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den 
Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in 
keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie 
als in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staa-
ten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

d) behandelt jeder der Vertragsstaaten sie als seinen Staatsan-
gehörigen oder betrachtet keiner der Vertragsstaaten sie als 
solchen, so entscheiden die zuständigen Behörden der Ver-
tragsstaaten diese Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt diese in dem Vertrags-
staat als ansässig, in dem sich ihre tatsächliche Geschäftsleitung 
befindet. 

Artikel 5 

Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Be-
triebsstätte" eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die Tätig-
keit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebsstätte" umfaßt insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte und 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch 
oder eine andere Stätte der Ausbeutung von Bodenschät-
zen. 

(3) Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Be-
triebsstätte, wenn ihre Dauer 12 Monate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti-
kels gelten nicht als Betriebsstä tten: 
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a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung 
oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unternehmens 
benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung 
unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu wer-
den; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig-
keiten auszuüben, die vorbereitender A rt  sind oder eine Hilfs-
tätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchstaben a 
bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, daß 
die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen Ge-
schäftseinrichtung vorbereitender Art  ist oder eine Hilfstätig-
keit darstellt. 

(5) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhängigen Vertre-
ters im Sinne des Absatzes 6 — für ein Unternehmen tätig und 
besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des 
Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht 
dort  gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der 
Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für alle 
von der Person für das Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten eine 
Betriebsstätte, es  sei denn, diese Tätigkeiten beschränken sich 
auf die in Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch 
eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese Einrichtung nach 
dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebsstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, als 
habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es do rt 

 seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(7) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesell-
schaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort  (entweder durch eine Betriebsstä tte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaften 
zur Betriebsstätte der anderen. 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft) bezieht, das im anderen Vertragsstaat 
liegt, können in diesem anderen Staat besteue rt  werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen" hat die Bedeu-
tung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats zukommt, in 
dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das 
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote 
Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für 
die die Vorschriften des Rechts für Grund und Boden gelten, 
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 



Deutscher Bundestag — 13. Wahlperiode 	Drucksache 13/5686  

veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder 
das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und 
anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht 
als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, 
der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen A rt  der 
Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbeweg-
lichem Vermögen eines Unternehmens und für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständi-
gen Arbeit dient. 

Artikel 7 

Gewinn aus gewerblicher Tätigkeit 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats können 
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das Unterneh-
men übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine do rt 

 gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unternehmen seine Tätig-
keit auf diese Weise aus, so können die Gewinne des Unterneh-
mens im anderen Staat besteue rt  werden, jedoch nur insoweit, als 
sie dieser Betriebsstä tte zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine do rt  gelegene Betriebsstätte 
aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertrags-
staat dieser Bet riebsstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hätte 
erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit 
unter gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges 
Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem Unter-
nehmen, dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig gewesen 
wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstä tte sind die 
für diese Betriebsstätte entstandenen Aufwendungen, einschließ-
lich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungskosten, 
abzugsfähig, gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Be-
triebsstätte liegt, oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat in besonders gelagerten 
Fällen unmöglich oder mit unzumutbaren Schwierigkeiten verbun-
den ist, die einer Bet riebsstätte zuzurechnenden Gewinne nach 
Absatz 2 zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, die einer 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu 
ermitteln; die gewählte Gewinnaufteilung muß jedoch derart sein, 
daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels überein-
stimmt. 

(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn zuge-
rechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe 
Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür 
bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in den anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Arti-
kels nicht berührt. 
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Artikel 8 

Einkünfte aus internationalem See- und Luftverkehr 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person 
aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im interna-
tionalen See- und Luftverkehr können nur in diesem Vertragsstaat 
besteuert  werden. Satz 1 findet entsprechende Anwendung auf 
Einkünfte aus dem Betrieb von Binnenschiffen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Einkünfte aus der Nutzung, Unterhal-
tung oder Vermietung von Containern (einschließlich Trailern und 
dazugehöriger Ausrüstung, die dem Transpo rt  der Container 
dient), sofern die Nutzung, Unterhaltung oder Vermietung dem 
Betrieb von Seeschiffen, Binnenschiffen oder Luftfahrzeugen im 
internationalen See- und Luftverkehr zuzuordnen ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Einkünfte aus der 
Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer 
internationalen Betriebsstelle. 

Artikel 9 

Gewinnkorrektur 

Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmi ttelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital 
eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist 
oder 

b) dieselben Personen unmi ttelbar oder mittelbar an der Ge-
schäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unterneh-
mens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des an-
deren Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmänni-
schen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder aufer-
legte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die 
unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, dür-
fen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedin-
gungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt 
hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und ent-
sprechend besteue rt  werden. 

Artikel 10 

Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Ge-
sellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, können in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden 
zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses Staa-
tes besteuert  werden; die Steuer darf dabei aber nicht überstei-
gen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der 
Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft ist, die unmittelbar 
über mindestens 10 vom Hundert des Grund- oder Stammka-
pitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt und 
dieser Kapitalanteil mindestens 160 000 DM oder den entspre-
chenden Wert in Rubeln beträgt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen 
anderen Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in 
bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt wer-
den. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden" 
bedeutet Einkünfte aus Aktien einschließlich Kuxen, Genußrech-
ten oder Genußscheinen, Gründeranteilen oder anderen Rechten 
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— ausgenommen Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie 
sonstige Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Ak-
tien steuerlich gleichgestellt sind. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertrags-
staat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in 
dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine 
gewerbliche Tätigkeit durch eine do rt  gelegene Betriebsstätte 
oder eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen 
Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf 
dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten 
Dividenden besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an eine 
in diesem anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder 
daß die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tat-
sächlich zu einer in diesem anderen Staat gelegenen Betriebs-
stätte oder festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesell-
schaft einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, 
selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschüt-
teten Gewinne ganz oder teilweise aus in diesem anderen Staat 
erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine in 
dem anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, 
können — wenn diese Person die Nutzungsberechtigte ist — nur in 
diesem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen" bedeu-
tet Einkünfte aus Forderungen jeder A rt , auch wenn die Forderun-
gen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer 
Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und 
insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und Obligatio-
nen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder und der 
Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete Zahlung 
gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertrags-
staat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, 
aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch 
eine do rt  gelegene Bet riebsstätte oder eine selbständige Arbeit 
durch eine dort  gelegene feste Einrichtung ausübt und die Forde-
rung, für die die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist 
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, 
wenn der Schuldner dieser Staat selbst in Person seiner Behör-
den, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat 
ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne 
Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 
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nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebsstä tte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, 
für Zwecke der Betriebsstätte oder der festen Einrichtung einge-
gangen worden und trägt die Betriebsstä tte oder die feste Einrich-
tung die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat stam-
mend, in dem die Betriebsstä tte oder die feste Einrichtung liegt. 

(5) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsbe-
rechtigten oder zwischen beiden und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an 
der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner 
und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart 
hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag ange-
wendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem 
Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berücksichtigung der 
anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteue rt  werden. 

Artikel 12 

Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und 
an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt wer-
den, können nur in diesem anderen Vertragsstaat besteue rt  wer-
den, wenn der Empfänger der Lizenzgebühren der Nutzungsbe-
rechtigte ist. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzgebüh-
ren" bedeutet Vergütungen jeder A rt, die für die Benutzung oder 
für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschließlich 
kinematographischer Filme, Aufzeichnungen auf Band oder ande-
ren Trägern zur Verwendung in Rundfunk- und Fernsehübertra-
gungen oder anderer Mittel der Informationsvervielfältigung und 
-verbreitung und Computer-Programmen, von Patenten, Marken, 
Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Verfah-
ren oder für die Benutzung oder das Recht auf Benutzung ge-
werblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Ausrüstun-
gen oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. 

(3) Die Vorschriften dieses Artikels sind auch auf Zahlungen für 
technische Dienstleistungen anzuwenden, wenn diese Dienstlei-
stungen im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren oder 
Ausrüstungen oder der Überlassung von Rechten beziehungs-
weise der Mitteilung von Erfahrungen im Sinne des Absatzes 2 
erbracht werden. 

(4) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertrags-
staat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, 
aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine gewerbliche Tätig-
keit durch eine do rt  gelegene Betriebsstätte oder eine selbständi-
ge Arbeit durch eine do rt  gelegene feste Einrichtung ausübt und 
die Rechte oder Vermögenswerte, für die die Lizenzgebühren 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen 
Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise 
Artikel 14 anzuwenden. 
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(5) Lizenzgebühren 'gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst in Person 
seiner Behörden, eine seiner Gebietskörperschaften oder eine in 
diesem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertrags-
staat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebs-
stätte oder eine feste Einrichtung und ist die Verpflichtung zur 
Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der Betriebsstä tte oder 
der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die Be-
triebsstätte oder die feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so 
gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem 
die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung liegt. 

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsbe-
rechtigten oder zwischen beiden und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, ge-
messen an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den 
Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren 
Betrag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Be-
trag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Be-
rücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens 
besteuert  werden. 

Artikel 13 

Einkünfte aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, können in diesem anderen Staat 
besteuert  werden. 

(2) Einkünfte aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstä tte ist, die ein Unterneh-
men eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das 
zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertrags-
staat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen 
Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließ-
lich dera rtiger Einkünfte, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebsstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder 
einer solchen festen Einrichtung erzielt werden, können in diesem 
anderen Staat besteue rt  werden. 

(3) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person 
aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im 
internationalen See- und Luftverkehr betrieben werden, von Bin-
nenschiffen und von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb 
dieser Transportmittel dient, können nur in diesem Vertragsstaat 
besteue rt  werden. 

(4) Einkünfte aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 bis 3 
nicht genannten Vermögens können nur in dem Vertragsstaat 
besteue rt  werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

Einkünfte aus selbständiger Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit 
bezieht, können im anderen Vertragsstaat nur dann besteue rt  
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werden, wenn der Person dort für die Ausübung ihrer Tätigkeit 
eine feste Einrichtung zur Vertilgung steht. Dabei können nur die 
Einkünfte besteuert werden, die dieser festen Einrichtung zuge-
rechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbesondere die selb-
ständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, erzieherische 
oder unterrichtende Tätigkeit, die selbständig ausgeübte künstleri-
sche Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, 
Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahnärzte und Buch-
sachverständigen. 

Artikel 15 

Einkünfte aus unselbständiger Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 können Gehälter, 
Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, im anderen 
Vertragsstaat nur besteue rt  werden, wenn die Arbeit dort ausge-
übt wird. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im anderen Ver-
tragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erst-
genannten Staat besteuert. werden, wenn alle nachstehenden 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Der Empfänger hält sich im anderen Staat insgesamt nicht 
länger als 183 Tage während eines beliebigen 12-Monats-
zeitraums auf, der im betreffenden Steuerjahr beginnt oder 
endet, und 

b) die Vergütungen werden von einem Arbeitgeber oder für einen 
Arbeitgeber gezahlt, der nicht im anderen Staat ansässig ist, 
und 

c) die Vergütungen werden nicht von einer Betriebsstä tte oder 
einer festen Einrichtung getragen, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti-
kels können Vergütungen für eine an Bord eines Seeschiffs  oder 
Luftfahrzeugs im internationalen See- und Luftverkehr oder an 
Bord eines Binnenschiffs ausgeübte unselbständige Arbeit in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem das Unternehmen ansäs-
sig ist, das diese Transportmittel betreibt. 

Artikel 16 

Vergütungen für Mitglieder von 
Aufsichtsräten und Verwaltungsräten 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche 
Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person in 
ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat ansässig 
ist, können in diesem anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 17 

Einkünfte aus 
der Tätigkeit der Künstler und Spo rtler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als darstellender 
Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler 
sowie Musiker oder als Spo rtler aus ihrer im anderen Vertrags- 
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staat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, in diesem anderen 
Staat besteuert  werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Spo rt
-ler in dieser Eigenschaft selbst ausgeübten Tätigkeit nicht dem 

Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, 
so können diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in 
dem Vertragsstaat besteue rt  werden, in dem der Künstler oder 
Sportler diese Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von 
Künstlern oder Sportlern in einem Vertragsstaat ausgeübten Tä-
tigkeit, wenn ihre Auftritte in diesem Staat ganz oder zu mehr als 
der Hälfte aus öffentlichen Kassen des anderen Staates oder 
einer seiner Gebietskörperschaften oder von einer im anderen 
Staat als gemeinnützig anerkannten Einrichtung finanziert wer-
den. In diesem Fall können die Einkünfte nur in dem Vertragsstaat 
besteuert  werden, in dem der Künstler oder Spo rtler ansässig 
ist. 

Artikel 18 

Ruhegehälter 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 1 können Ruhegehälter 
und ähnliche Vergütungen, die einer in einem Vertragsstaat an-
sässigen Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt wer-
den, nur in diesem Staat besteue rt  werden. 

Artikel 19 

Einkünfte aus der Tätigkeit im öffentlichen Dienst 

(1) Vergütungen, einschließlich Ruhegehälter, die von einem 
Vertragsstaat in Person seiner Behörden oder einer seiner Ge-
bietskörperschaften an eine natürliche Person  für den diesem 
Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienst gezahlt 
werden, können nur in diesem Staat besteue rt  werden. Diese 
Vergütungen können jedoch nur im anderen Vertragsstaat be-
steuert werden, wenn der Dienst in diesem anderen Staat gelei-
stet wird, die natürliche Person in diesem Staat ansässig und nicht 
ein Staatsangehöriger des erstgenannten Staates ist. 

(2) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die 
im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit für einen 
Vertragsstaat in Person seiner Behörden oder eine seiner  Ge-
bietskörperschaften erbracht werden, sind die Artikel 15, 16 und 
18 anzuwenden. 

(3) Entschädigungen, die ein Vertragsstaat in Person seiner 
Behörden oder eine seiner Gebietskörperschaften in Form von 
Ruhegehältern, Leibrenten und anderen wiederkehrenden oder 
einmaligen Leistungen für Schäden zahlt, die als Folge von 
Kriegshandlungen oder politischer Verfolgung entstanden sind, 
können nur in diesem Staat besteue rt  werden. 

Artikel 20 

Lehrer sowie Studenten 
und andere in der Ausbildung stehende Personen 

(1) Eine natürliche Person, die sich auf Einladung eines Ver-
tragsstaats oder einer Universität, Hochschule, Schule, eines 
Museums oder einer anderen kulturellen Einrichtung dieses Ver-
tragsstaats oder im Rahmen eines amtlichen Kulturaustausches 
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in diesem Vertragsstaat höchstens zwei Jahre lang lediglich zur 
Ausübung einer Lehrtätigkeit, zum Halten von Vorlesungen oder 
zur Ausübung einer Forschungstätigkeit bei einer dieser Einrich-
tungen aufhält und die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder 
dort  unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat 
ansässig war, ist in dem erstgenannten Staat mit ihren für diese 
Tätigkeit bezogenen Vergütungen von der Steuer befreit, vor-
ausgesetzt, daß diese Vergütungen von außerhalb dieses Staates 
bezogen werden. 

(2) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Auszubildender, 
der sich in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder 
zur Ausbildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig 
ist oder dort unmi ttelbar vor der Einreise in den erstgenannten 
Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine 
Ausbildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert 
werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses 
Staates stammen. 

Artikel 21 

Andere Einkünfte 

Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die 
in den vorstehenden Artikeln nicht behandelt wurden, können 
ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteue rt 

 werden. 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen, das einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat liegt, 
kann in diesem anderen Staat besteue rt  werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer Be-
triebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung 
gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für die 
Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat 
zur Verfügung steht, kann in diesem anderen Staat besteue rt 

 werden. 

(3) Seeschiffe, Binnenschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem 
in einem Vertragsstaat ansässigen Unternehmen im internationa-
len See- und Luftverkehr betrieben werden, sowie bewegliches 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Transportmittel dient, können 
nur in diesem Vertragsstaat besteue rt  werden. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteue rt  wer-
den. 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Russischen Föderation ansässigen Person 
wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

Wenn eine in der Russischen Föderation ansässige Person Ein-
künfte bezieht oder Vermögen besitzt, die nach den Bestimmun-
gen dieses Abkommens in der Bundesrepublik Deutschland be-
steuert werden können, so wird der in der Bundesrepublik 
Deutschland auf diese Einkünfte oder dieses Vermögen gezahlte 
Steuerbetrag von der Steuer, die von dieser Person in der Russi-
schen Föderation erhoben wird, abgezogen. Dieser Abzug darf 
jedoch den Steuerbetrag, der von diesen Einkünften oder diesem 
Vermögen gemäß den Gesetzen und Vorschriften der Russischen 
Föderation ermittelt wird, nicht übersteigen. 
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(2) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden: 

a) Die Einkünfte aus der Russischen Föderation sowie die do rt 
 gelegenen Vermögenswerte, die nach diesem Abkommen 

dort  besteuert  werden können, werden von der deutschen 
Steuer freigestellt, sofern nicht die Anrechnung nach Buchsta-
be b durchzuführen ist. Die Bundesrepublik Deutschland be- 
hält aber das Recht, die so freigestellten Einkünfte und Vermö-
genswerte bei der Festsetzung des Steuersatzes zu berück-
sichtigen.  

Für Dividenden gilt die Freistellung nur dann, wenn diese 
Dividenden an eine in der Bundesrepublik Deutschland ansäs-
sige Gesellschaft von einer in der Russischen Föderation 
ansässigen Gesellschaft gezahlt werden, deren Kapital zu 
mindestens 10 vom Hundert unmittelbar der deutschen Ge-
sellschaft gehört. 

Von Steuern vom Vermögen werden Beteiligungen freigestellt, 
wenn deren Dividenden, falls solche gezahlt werden oder 
gezahlt worden wären, nach dem vorhergehenden Satz freizu-
stellen sind oder wären. 

b) Auf die von den nachstehenden aus der Russischen Födera-
tion stammenden Einkünften und den dort gelegenen Vermö-
genswerten zu erhebende deutsche Einkommen-, Körper-
schaft- und Vermögensteuer wird unter Beachtung der Vor-
schriften des deutschen Steuerrechts über die Anrechnung 
ausländischer Steuern die russische Steuer angerechnet, die 
nach russischem Recht und in Übereinstimmung mit diesem 
Abkommen gezahlt worden ist für 

aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

bb) Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen; 

cc) Einkünfte von Künstlern und Sportlern. 

c) Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a werden 
Einkünfte im Sinne der Artikel 7 und 10 und Gewinne aus der 
Veräußerung des Betriebsvermögens einer Betriebsstä tte so-
wie die diesen Gewinnen zugrundeliegenden Vermögenswer-
te nur dann von der deutschen Steuer ausgenommen, wenn 
die in der Bundesrepublik Deutschland ansässige Person 
nachweist, daß die Betriebsstätte in dem Wi rtschaftsjahr, in 
dem sie den Gewinn erzielt hat, oder die in der Russischen 
Föderation ansässige Gesellschaft in dem Wi rtschaftsjahr, für 
das sie die Ausschüttung vorgenommen hat, ihre Bruttoerträ-
ge ausschließlich oder fast ausschließlich aus unter § 8 Ab-
satz 1 Nummern 1 bis 6 des deutschen Außensteuergesetzes 
fallenden Tätigkeiten oder aus unter § 8 Absatz 2 dieses 
Gesetzes fallenden Beteiligungen bezieht. 

d) Verwendet eine in der Bundesrepublik Deutschland ansässige 
Gesellschaft Einkünfte aus der Russischen Föderation zur 
Ausschüttung, so schließt Buchstabe a die Herstellung der 
Ausschüttungsbelastung nach den Vorschriften des deut-
schen Steuerrechts nicht aus. 

e) Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a wird die 
Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach Buch-
stabe b vermieden, 
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aa) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen 
unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zugeordnet 
oder verschiedenen Personen zugerechnet werden (außer 
nach Artikel 9) und dieser Konflikt sich nicht durch ein 
Verfahren nach Artikel 25 Absatz 3 regeln läßt und wenn 
aufgrund dieser unterschiedlichen Zuordnung oder Zurech-
nung die betreffenden Einkünfte oder Vermögenswerte 
unbesteuert blieben oder zu niedrig besteuert würden 
oder 

bb) wenn ein Vertragsstaat nach gehöriger Konsultation und 
vorbehaltlich der Beschränkungen seines innerstaatlichen 
Rechts dem anderen Vertragsstaat auf diplomatischem 
Weg andere Einkünfte notifiziert, auf die er diesen Unterab-
satz anzuwenden beabsichtigt. Die Notifikation wird erst 
am ersten Tag des Kalenderjahrs wirksam, das auf das 
Jahr folgt, in dem die Notifikation übermittelt wurde und alle 
rechtlichen Voraussetzungen nach dem innerstaatlichen 
Recht des notifizierenden Staates für das Wirksamwerden 
der Notifikation erfüllt sind. 

Artikel 24 

Steuerliches Diskriminierungsverbot 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängen-
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belasten-
der ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen Staatsangehörige dieses anderen Staates 
unter gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder unterworfen 
werden können. Diese Bestimmung gi lt  auch für alle juristischen 
Personen, Personengesellschaften und anderen Personenverei-
nigungen, die nach dem Recht eines der Vertragsstaaten errichtet 
worden sind. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebsstä tte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf im ande-
ren Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unter-
nehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 
Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie 
einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Personen Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigun-
gen zu gewähren, die er nur seinen ansässigen Personen ge-
währt. 

(3) Sofern nicht Artikel 9, Artikel 11 Absatz 5 oder Artikel 12 
Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren und ande-
re Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der Ermittlung 
der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens unter den 
gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten 
Staat ansässige Person zum Abzug zuzulassen. Dementspre-
chend sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person 
hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Vermögens dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen Person zum 
Abzug zuzulassen. 

Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder 
teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Vertrags-
staat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört 
oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat 
keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden Verpflich-
tung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die 
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Besteuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtun-
gen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten 
Staates unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer Be-
steuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen 
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem inner-
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ih-
ren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, 
in dem sie ansässig ist. Der Fall muß innerhalb von drei Jahren 
nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unterbreitet werden, die 
zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung 
führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet 
und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende Lösung 
herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verstän-
digung mit der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats 
so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht entsprechende 
Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist un-
geachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts der Vertrags-
staaten durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich 
bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Auslegung 
oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem 
Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam dar-
über beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen vermieden 
werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten regeln in 
gegenseitigem Einvernehmen, wie die in diesem Abkommen ent-
haltenen Regelungen für den Steuerabzug an der Quelle durchzu-
führen sind. 

(5) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur 
Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden Absätze 
unmittelbar miteinander verkehren. 

Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die 
Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens oder 
des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betre ffend die 
unter das Abkommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit 
die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkom-
men widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 
nicht eingeschränkt. Alle Informationen, die ein Vertragsstaat 
erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie die aufgrund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen 
und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich der 
Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstrek-
kung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von Rechts-
behelfen und Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen 
fallenden Steuern befaßt sind. Diese Personen oder Behörden 
dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie 
dürfen die Informationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren 
oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 
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(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 
Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Geset-
zen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Ver-
tragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Ver-
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Ge-
werbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren 
preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ord-
nung widerspräche.  

(3) Soweit aufgrund dieses Abkommens und nach Maßgabe 
des innerstaatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen un-
ter Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvor-
schriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch den Empfänger ist nur zu 
dem angegebenen Zweck und nur zu den durch die übermit-
telnde Stelle vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

b) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf Ersu-
chen über die Verwendung der übermittelten Daten und über 
die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen Stel-
len übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an andere 
Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der übermittelnden 
Stelle erfolgen. 

d) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jeweils 
innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote zu 
beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, die 
nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, so 
ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist ver-
pflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung vorzunehmen. 

e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Eine Verpflichtung 
zur Auskunftserteilung besteht nicht, soweit eine Abwägung 
ergibt, daß das öffentliche Interesse an der Versagung der 
Auskunft das Interesse des Betroffenen an der Auskunftsertei-
lung überwiegt. Im übrigen richtet sich das Recht des Betrof-
fenen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem nationalen Recht des Vertragsstaats, in 
dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 

f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Abkommen rechtswidrig ge-
schädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach Maß-
gabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im Verhält-
nis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf beru-
fen, daß der Schaden durch die übermittelnde Stelle verur-
sacht worden ist. 

g) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende nationale 
Recht in bezug auf die übermittelten personenbezogenen 
Daten besondere Löschungsvorschriften vorsieht, weist die 
übermittelnde Stelle den Empfänger darauf hin. Unabhängig 
von diesem Recht sind die übermittelten personenbezogenen 
Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie 
übermittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 
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h) Die Vertragsstaaten sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig zu 
machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich-
tet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam ge-
gen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und unbe-
fugte Bekanntgabe zu schützen. 

Artikel 27 

Diplomatische und konsularische Vorrechte 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die 
den diplomatischen Missionen und konsularischen Vertretungen 
sowie deren Mitgliedern und den Familienangehörigen der Mitglie-
der nach den Regeln des Völkerrechts oder aufgrund besonderer 
Übereinkünfte zustehen. 

Artikel 28 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikations-
urkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austausches der Ratifi-
kationsurkunden in Kraft  und ist anzuwenden 

a) bei den an der Quelle im Abzugsweg erhobenen Steuern von 
Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren auf die Beträge, die 
am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt wer-
den, das dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kra ft 

 getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
beginnend ab dem 1. Januar des Kalenderjahrs erhoben 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kra ft 

 getreten ist. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen 
vom 24. November 1981 der Bundesrepublik Deutschland und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung von Einkommen und Vermögen im Verhältnis 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Russischen 
Föderation außer Kra ft  

a) bei den an der Quelle im Abzugsweg erhobenen Steuern von 
Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren auf die Beträge, die 
am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt wer-
den, das dem Jahr folgt, in dem dieses Abkommen in Kra ft 

 getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
beginnend ab dem 1. Januar des Kalenderjahrs erhoben 
werden, das dem Jahr folgt, in dem dieses Abkommen in Kra ft 

 getreten ist. 

Artikel 29 

Geltungsdauer 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kra ft, jedoch 
kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines jeden 
Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des Inkraft-
tretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem anderen 
Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich kündigen; in 
diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr anzuwenden 

a) bei den an der Quelle im Abzugsweg erhobenen Steuern von 
Dividenden, Zinsen und Lizenzgebühren auf die Beträge, die 
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am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt wer-
den, das auf das Kündigungsjahr folgt; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
beginnend ab dem 1. Januar des Kalenderjahrs erhoben 
werden, das auf das Kündigungsjahr folgt. 

Geschehen zu Moskau am 29. Mai 1996 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und russischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Für die Russische Föderation 
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Protokoll 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Russische Föderation 

haben anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen 
den beiden Staaten zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen am 
29. Mai 1996 in Moskau die nachstehenden Bestimmungen ver-
einbart, die Bestandteil des Abkommens sind: 

1. Zu Artikel 2 

Es besteht Einvernehmen darüber, daß dieses Abkommen auf die 
in Artikel 2 aufgezählten Steuern angewendet wird, die auf Bun-
desebene, regionaler und örtlicher Ebene erhoben werden. 

2. Zu Artikel 7 

a) Einer Bauausführung oder Montage dürfen in dem Vertrags-
staat, in dem sich die Betriebsstä tte befindet, nur solche 
Gewinne zugerechnet werden, die ein Ergebnis dieser Tätig-
keiten selbst sind. Gewinne, die aus einer mit diesen Tätigkei-
ten im Zusammenhang stehenden oder davon unabhängig 
erfolgten Warenlieferung der Hauptbetriebsstätte oder einer 
anderen Betriebsstätte des Unternehmens oder einer dritten 
Person herrühren, sind der Bauausführung oder Montage 
nicht zuzurechnen. 

b) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, die 
auf Planungs-, Projektierungs-, Konstruktions- oder For-
schungsarbeiten sowie technische Dienstleistungen entfallen, 
die sie in diesem Vertragsstaat erbringt und die im Zusam-
menhang mit einer im anderen Vertragsstaat unterhaltenen 
Betriebsstätte stehen, werden dieser Betriebsstä tte nicht zu-
gerechnet. 

3. Zu den Artikeln 7 und 9 

Es gilt als vereinbart, daß Zinsen, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Gesellschaft zahlt, an der eine im anderen Vertrags-
staat ansässige Person beteiligt ist, unabhängig davon, ob diese 
Zinsen an eine Bank oder eine andere Person gezahlt werden, 
und unabhängig von der Laufzeit des Darlehens bei der Ermittlung 
des steuerlichen Gewinns dieser Gesellschaft im erstgenannten 
Staat unbeschränkt abzugsfähig sind. Dieser Abzug darf aber 
nicht den Betrag übersteigen, den unabhängige Unternehmen 
miteinander unter vergleichbaren Umständen vereinbaren wür-
den. Entsprechendes gilt für Kosten der Werbung. Die vorstehen-
den Regelungen gelten auch für Zinsen und Kosten der Werbung, 
die von einer Betriebsstätte gezahlt werden. 

4. Zu Artikel 10 

Auf seiten der Bundesrepublik Deutschland umfaßt der Ausdruck 
„Dividenden" auch Einkünfte eines stillen Gesellschafters aus 
seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter und Ausschüttungen 
auf Anteilscheine an einem Investmentvermögen. 

5. Zu den Artikeln 10 und 11 

Ungeachtet der Bestimmungen dieser Artikel können Einkünfte, 
die aus einem Vertragsstaat stammen, nach dem Recht dieses 
Vertragsstaats besteue rt  werden, wenn sie 

a) auf Rechten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung (in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich der Einkünfte ei- 
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nes stillen Gesellschafters aus seiner Beteiligung, der Einkünf-
te aus partiarischen Darlehen und Gewinnobligationen) beru-
hen und 

b) bei der Gewinnermittlung des Schuldners dieser Einkünfte 
abzugsfähig sind. 

6. Zu Artikel 15 

Es besteht Einvernehmen, daß ungeachtet der Bestimmungen 
des Artikels 15 Vergütungen, die von einer öffentlichen Kasse in 
der Bundesrepublik Deutschland an in die Russische Föderation 
entsandte Mitarbeiter des Goethe-Instituts oder des Deutschen 
Akademischen Austauschdienstes gezahlt werden, nur in der 
Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können. Werden 
diese Vergütungen dort  nicht besteuert, so gilt Artikel 15. Die 
zuständigen Behörden können die sinngemäße Anwendung der 
vorstehenden Bestimmungen auf Vergütungen vereinbaren, die 
an Personen gezahlt werden, die durch vergleichbare Einrichtun-
gen der Vertragsstaaten entsandt werden. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für Vergü-
tungen, die im Rahmen von Hilfsprogrammen der Bundesrepublik 
Deutschland, eines ihrer Länder oder einer ihrer Gebietskörper-
schaften ausschließlich aus deren Mitteln an Personen gezahlt 
werden, die in die Russische Föderation entsandt worden sind, 
wenn diese Programme mit den entsprechenden russischen Be-
hörden der Staatsgewalt oder der Verwaltung oder der örtlichen 
Selbstverwaltung vereinbart worden sind. 

7. Zu Artikel 25 

a) Beide Vertragsstaaten sind sich darüber einig, daß eine An-
wendung des Artikels 24 auch bei Steuern erfolgt, die nicht in 
Artikel 2 aufgeführt sind, und daß etwaige Probleme hierbei 
nach dem in Artikel 25 vorgesehenen Verfahren behandelt 
werden. 

b) Jeder Vertragsstaat wird Verfahren dafür schaffen, daß bei 
Einkünften, die nach den Artikeln 10, 11 und 12 im Quellen-
staat keiner oder nur einer ermäßigten Steuer unterliegen, die 
Zahlung ohne oder nur mit dem Steuerabzug erfolgen kann, 
der im Abkommen vorgesehen ist. Wenn bei Zahlungen in 
diesen Fällen eine höhere Steuer einbehalten worden ist, als 
dieses Abkommen vorsieht, wird der Unterschiedsbetrag in-
nerhalb eines Jahres nach Eingang des hierfür notwendigen 
Antrags erstattet. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

Für die Russische Föderation 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 
Das am 29. Mai 1996 in Moskau unterzeichnete deutsch-
russische Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen löst das alte, noch mit der ehemaligen 
Sowjetunion abgeschlossene und im Verhältnis zur Russi-
schen Föderation bisher noch weitergeltende Abkommen 
vom 24. November 1981 ab. Dieses Abkommen war durch 
die in der Russischen Föderation eingetretenen politi-
schen, wi rtschaft lichen und steuerrechtlichen Entwicklun-
gen überholt und mußte deshalb durch einen modernen 
und den Anforderungen der gegenwärtigen Verhältnisse 
besser angepaßten Vertrag ersetzt werden. Dieser Vertrag 
soll auch die bisher bestehenden Unsicherheiten über die 
steuerrechtlichen Rahmenbedingungen bei grenzüber-
schreitenden Tätigkeiten beseitigen und damit eine siche-
re Grundlage für die steuerlichen Aspekte bei zukünftigen 
Investitionen bieten. Er entspricht darüber hinaus mehr als 
das bisherige Abkommen dem OECD-Musterabkommen 
und trägt damit auch zu einer Vereinheitlichung auf diesem 
Gebiet bei. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden 
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens. 

Dem OECD-Musterabkommen folgend regeln die Artikel 1 
bis 5 den Geltungsbereich des Vertragswerks sowie die für 
die Anwendung des Abkommens wichtigen Definitionen. 
Die Artikel 6 bis 22 weisen dem Quellen- bzw. Belegen-
heitsstaat Besteuerungsrechte für die einzelnen Einkunfts-
arten und das Vermögen zu. Artikel 23 enthält Vorschriften 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung durch den Wohn-
sitzstaat für die dem Quellen- oder Belegenheitsstaat zur 
Besteuerung belassenen Einkünfte und Vermögenswerte. 
Die Artikel 24 bis 29 regeln den Schutz vor Diskriminie-
rung, die zur Durchführung des Abkommens notwendige 
Zusammenarbeit der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten 
und die Geltungsdauer des Abkommens und andere Fra-
gen. Das Protokoll zum Abkommen enthält Vorschriften, 
die die Abkommensregelungen ergänzen oder erläutern 
bzw. deren Anwendung in der Praxis erleichtern sollen. 

Il. Zu den einzelnen Abkommensregelungen 

Artikel 1 
Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (Subjektiver Geltungsbe-
reich). 

Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die Steuern, die unter das Ab-
kommen fallen (Objektiver Geltungsbereich). Nummer 1 
des Protokolls zum Abkommen stellt klar, daß es dabei 
keine Rolle spielt, auf welcher Ebene die Steuern erhoben 
werden. 

Artikel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Definitionen 
für einige im Abkommen verwendete Begri ffe, die für die 
Anwendung des Abkommens von besonderer Bedeutung 
sind. 

Absatz 2 enthält die übliche Regel, daß im Abkommen 
nicht definie rte Begriffe nach dem nationalen Steuerrecht 
des das Abkommen anwendenden Vertragsstaats auszu-
legen sind, wenn der Abkommenszusammenhang keine 
andere Auslegung erfordert. 

Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Geltungs-
bereich des Abkommens und die Abgrenzung der Besteu-
erungsrechte maßgeblichen Begriff der Ansässigkeit. 
Nach Absatz 1 wird hierbei grundsätzlich an das inner-
staatliche Recht der Vertragsstaaten angeknüpft. Fälle der 
Doppelansässigkeit werden nach bestimmten Merkmalen 
der Absätze 2 und 3 geregelt, so daß im Ergebnis für die 
Abkommensanwendung stets nur einer der Staaten als 
Ansässigkeitsstaat gilt. 

Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt den Begriff der Betriebsstä tte, der 
die Grundlage der Besteuerung gewerblicher Einkünfte 
bildet. 

In Absatz 1 wird der Begriff „Betriebsstä tte" allgemein 
umschrieben. Eine beispielhafte Aufzählung von typischen 
Betriebsstätten erfolgt in Absatz 2. Bauausführungen und 
Montagen gelten nach Absatz 3 nur dann als Betriebsstät-
ten, wenn ihre Dauer zwölf Monate überschreitet. Absatz 4 
enthält eine Negativabgrenzung des Betriebsstättenbe-
griffs. Die Absätze 5 bis 7 regeln weitere Abgrenzungs-
vorschriften, die auch im OECD-Musterabkommen vorge-
sehen sind. 

Artikel 6 

Absatz 1 bestimmt, daß Einkünfte aus unbeweglichem 
Vermögen im Belegenheitsstaat besteue rt  werden kön-
nen. Absatz 3 stellt klar, daß auch die Einkünfte aus der 
unmittelbaren Nutzung, der Vermietung und Verpachtung 
oder sonstigen Nutzung zu den Einkünften aus unbewegli-
chem Vermögen im Sinne dieses Artikels gehören. Die 
vorgenannten Regelungen gelten nach Absatz 4 auch für 
Betriebsgrundstücke. Absatz 2 enthält eine Definition des 
Begriffs „unbewegliches Vermögen". 

Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Gewinne aus 
Gewerbebetrieb. Absatz 1 enthält das Betriebsstätten-
prinzip, nach dem ein Vertragsstaat die gewerblichen Ein-
künfte von Unternehmen des anderen Vertragsstaats nur 
insoweit besteuern darf, als der Gewinn durch eine in 
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seinem Gebiet gelegene Betriebsstätte erzielt wird. Die 
Absätze 2 bis 6 enthalten Bestimmungen über die Ermitt-
lung und Zurechnung von Betriebsstättengewinnen. Die 
Nummern 2 und 3 des Protokolls zum Abkommen enthal-
ten hierzu einige ergänzende Vorschriften; insbesondere 
das Verbot der Liefergewinnbesteuerung und den Grund-
satz der unbeschränkten Abzugsfähigkeit von Zinsen und 
Kosten für Werbung. Eine entsprechende Regelung für 
Löhne war durch zwischenzeitliche Gesetzesänderungen 
in der Russischen Föderation entbehrlich geworden. Ab-
satz 7 regelt das Verhältnis der Be steuerung von Unter-
nehmensgewinnen zur Besteuerung anderer Einkünfte. 

Artikel 8 
Absatz 1 dieses Artikels bestimmt, daß Gewinne aus dem 
Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internatio-
nalen Verkehr abweichend vom Betriebsstättenprinzip nur 
in dem Vertragsstaat besteue rt  werden dürfen, in dem die 
Person ansässig ist, die diese Schiffe oder Luftfahrzeuge 
betreibt. Entsprechendes gilt für den Betrieb von Binnen-
schiffen. Absatz 2 stellt klar, daß zu den Einkünften im 
Sinne dieses Artikels unter bestimmten Voraussetzungen 
auch Einkünfte aus der Nutzung, Unterhaltung oder Ver-
mietung von Containern gehören. 

Artikel 9 
Dieser Artikel stellt klar, daß das Abkommen einer Berichti-
gung von Gewinnverlagerungen zwischen verbundenen 
Unternehmen nicht entgegensteht. 

Artikel 10 
Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Dividenden. 
Nach Absatz 1 kann der Staat, in dem die die Dividenden 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, diese Dividen-
den besteuern . Die Quellensteuer darf aber grundsätzlich 
15 v.H. des Bruttobetrags der Dividendenzahlungen nicht 
übersteigen. Wenn der bezugsberechtigte Anteilseigner 
jedoch eine Gesellschaft ist, die über mindestens 10 v.H. 
des Grund- oder Stammkapitals der ausschüttenden Ge-
sellschaft verfügt und dieser Kapitalanteil einen Wert von 
mindestens 160 000 DM hat, ist der Quellensteuersatz auf 
5 v.H. des Bruttobetrags der Dividenden beschränkt. Die 
Quellensteuer wird nach Nummer 5 des Protokolls zum 
Abkommen nicht begrenzt, soweit Zahlungen auf Rechten 
oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung beruhen und 
sich bei der Gewinnermittlung des Schuldners gewinnmin-
dernd auswirken. 
Absatz 2 bestimmt den Begriff der Dividenden im einzel-
nen. Nummer 4 des Protokolls zum Abkommen ergänzt 
diese Definition auf seiten der Bundesrepublik Deutsch-
land um Einkünfte eines stillen Gesellschafters und Aus-
schüttungen auf Anteilscheine an einem Investmentver-
mögen. Die Absätze 3 und 4 enthalten neben dem Be-
triebsstättenvorbehalt ergänzende Bestimmungen, wie sie 
auch nach dem OECD-Musterabkommen vorgesehen 
sind. 

Artikel 11 
Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 
Nach Absatz 1 können Zinsen nur in dem Staat besteue rt 

 werden, in dem der nutzungsberechtigte Gläubiger der 
Zinsen ansässig ist. Das Besteuerungsrecht des Quellen

-

Staats lebt jedoch nach Nummer 5 des Protokolls zum 
Abkommen wieder auf, wenn die Zinszahlungen auf Rech-
ten oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung beruhen und 
sich bei der Gewinnermittlung des Schuldners gewinnmin-
dernd auswirken. 
Die Absätze 2 bis 5 enthalten die Definition des Zinsbe-
griffs, den Betriebsstättenvorbehalt, eine Vorschrift zur 
Vermeidung einer ungerechtfertigten Inanspruchnahme 
von Abkommensvorteilen bei der Zinsbesteuerung und 
andere ergänzende Bestimmungen, die dem OECD

-

Musterabkommen entsprechen. 

Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebühren. 
Nach Absatz 1 können Lizenzgebühren nur in dem Staat 
besteuert  werden, in dem der nutzungsberechtigte Gläubi-
ger der Lizenzgebühren ansässig ist. 

Die Absätze 2 bis 6 enthalten die Definition des Begriffs 
„Lizenzgebühren", den Betriebsstättenvorbehalt, eine Miß-
brauchsvermeidungsvorschrift und andere dem OECD

-

Musterabkommen entsprechende, ergänzende Bestim-
mungen. 

Artikel 13 
Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs-
gewinnen. 
Nach Absatz 4 ist das Besteuerungsrecht für Veräuße-
rungsgewinne grundsätzlich allein dem Ansässigkeitsstaat 
vorbehalten. Der Belegenheitsstaat hat jedoch nach den 
Absätzen 1 und 2 das Besteuerungsrecht für die Gewinne 
aus der Veräußerung von unbeweglichem Vermögen und 
von beweglichem Betriebsvermögen einer Betriebsstätte 
oder einer der Ausübung eines freien Berufs dienenden 
festen Einrichtung. 
Bei der Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationa-
len Verkehr betrieben werden, von Binnenschiffen oder 
von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser 
Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, wird nach Absatz 3 an die 
Regeln zur Besteuerung der laufenden Einkünfte ange-
knüpft. Hiernach hat ausschließlich der Staat das Besteu-
erungsrecht, in dem die Person ansässig ist, die diese 
Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibt. 

Artikel 14 

Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht für Einkünfte 
aus selbständiger Tätigkeit grundsätzlich dem Wohnsitz-
staat zu. Nur soweit Einkünfte in dem anderen Vertrags-
staat durch eine do rt  belegene feste Einrichtung erzielt 
werden, hat der Tätigkeitsstaat ein Besteuerungsrecht. 
Absatz 2 enthält die Definition des Ausdrucks „freier Be-
ruf". 

Artikel 15 
Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Einkünfte aus 
unselbständiger Tätigkeit. Grundsätzlich hat hierfür nach 
Absatz 1 der Tätigkeitsstaat das Besteuerungsrecht. Wer-
den jedoch Arbeitnehmer inländischer Unternehmen nur 
kurzfristig im anderen Vertragsstaat tätig, wird der vorste-
hende Grundsatz durch Absatz 2 unter bestimmten Vor-
aussetzungen zugunsten des Wohnsitzstaats einge-
schränkt. Für das Bordpersonal von Schiffen und Luftfahr- 
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zeugen im internationalen Verkehr wird nach Absatz 3 an 
den Sitz des Unternehmens angeknüpft. 
Abweichend von den Grundsätzen dieses Artikels sieht die 
Nummer 6 des Protokolls zum Abkommen ein ausschließ-
liches Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutsch-
land für in die Russische Föderation entsandte Mitarbeiter 
des Goethe-Instituts sowie des Deutschen Akademischen 
Austauschdienstes und für Personen vor, die im Rahmen 
von Hilfsprogrammen dorthin entsandt werden. 

Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal-
tungsratsvergütungen in dem Staat besteue rt  werden, in 
dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Artikel 17 

Dieser Artikel befaßt sich mit der Besteuerung von Künst-
lern und Sportlern. 
Nach Absatz 1 können Künstler und Sportler in dem Staat 
besteuert  werden, in dem sie ihre Tätigkeit ausüben. Dies 
gilt nach Absatz 2 auch für Einkünfte, die nicht oder nicht 
unmittelbar dem Künstler oder Sportler selbst zufließen. 
Absatz 3 schließt das Besteuerungsrecht des Tätigkeits-
staats aus, wenn der Auftritt des Künstlers oder Sportlers 
in dem Tätigkeitsstaat ganz oder zu mehr als der Hälfte 
durch den anderen Staat oder eine gemeinnützige Organi-
sation des anderen Staates finanziert wird. 

Artikel 18 
Dieser Artikel weist das alleinige Besteuerungsrecht für 
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen dem Wohnsitz-
staat zu. 

Artikel 19 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Einkünften aus 
der Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

Nach Absatz 1 kann grundsätzlich nur der Kassenstaat 
diese Vergütungen besteuern. Dies gilt auch dann, wenn 
die Tätigkeit im anderen Vertragsstaat ausgeübt wird. Eine 
Besteuerung durch den Tätigkeitsstaat ist nur zulässig, 
wenn der Vergütungsempfänger in diesem anderen Staat 
ansässig und kein Staatsangehöriger des Kassenstaats 
ist. Entsprechendes gilt für Ruhegehälter, die aus öffent-
lichen Kassen gezahlt werden. 

Absatz 2 stellt klar, daß für Vergütungen für unselbstän-
dige Arbeit im Zusammenhang mit gewerblicher Tätigkeit 
eines Vertragsstaats die allgemeinen Regeln des Abkom-
mens gelten. 

Nach Absatz 3 gilt das Kassenstaatsprinzip auch für 
Kriegsrenten und ähnliche Zahlungen. 

Artikel 20 

Zur Förderung des Austauschs von Lehrkräften werden 
nach Absatz 1 Tätigkeitsvergütungen im Gaststaat wäh-
rend der ersten zwei Aufenthaltsjahre nicht besteue rt , 
wenn die Vergütungen aus Quellen außerhalb des Tätig-
keitsstaats bezogen werden. 
Personen, die in Ausbildung stehen, werden nach Absatz 2 
bezüglich der aus ausländischen Quellen stammenden 
Unterhaltszahlungen im Gaststaat nicht besteue rt . 

Artikel 21 

Nach diesem Artikel können alle nicht ausdrücklich im 
Abkommen genannten Einkünfte grundsätzlich nur im An-
sässigkeitsstaat besteuert  werden. 

Artikel 22 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 
Nach Absatz 4 hat grundsätzlich der Ansässigkeitsstaat 
das alleinige Besteuerungsrecht. Unbewegliches Vermö-
gen und bewegliches Vermögen, das zu einer Betriebs-
stätte oder einer der Ausübung eines freien Berufs dienen-
den festen Einrichtung gehört, darf jedoch nach den Absät-
zen 1 und 2 im Belegenheitsstaat besteue rt  werden. See-
schiffe, Binnenschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen 
Verkehr sowie das ihrem Betrieb dienende bewegliche 
Vermögen dürfen nach Absatz 3 nur in dem Staat besteu-
ert werden, in dem das Unternehmen ansässig ist, das 
diese Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibt. 

Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat die Doppelbe-
steuerung bei Einkünften und Vermögenswerten behebt, 
die nach dem Abkommen im Quellen- bzw. Belegenheits-
staat besteue rt  werden können. 

Nach Absatz 2 Buchstabe a vermeidet die Bundesrepublik 
Deutschland eine Doppelbesteuerung bei den wichtigsten 
Einkünften, wie z.B. Einkünften aus einer Betriebsstä tte in 
der Russischen Föderation und Dividendenausschüttun-
gen einer russischen Gesellschaft bei einer Mindestbeteili-
gung von 10 v. H., durch Freistellung unter Progressions-
vorbehalt. Entsprechendes gilt für die Vermögensteuer. 

Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 2 Buchstabe a von 
der deutschen Steuer freigestellt werden, wie z. B. Dividen-
denbezüge aus im Streubesitz gehaltenen Anteilen, wird 
die Doppelbesteuerung nach Absatz 2 Buchstabe b durch 
Anrechnung der russischen Steuer auf die deutsche Steu-
er vermieden. 

Absatz 2 Buchstabe c sieht statt der Freistellungsmethode 
des Absatzes 2 Buchstabe a die Anrechnungsmethode 
nach Buchstabe b vor, wenn die Einkünfte nicht nachweis-
lich aus aktiver Tätigkeit stammen. 

Nach Absatz 2 Buchstabe e kann die Bundesrepublik 
Deutschland bei Anwendung des Abkommens im Interes-
se der Vermeidung einer doppelten Steuerbefreiung oder 
einer ungerechtfertigten Inanspruchnahme des Abkom-
mens von der Freistellung der Einkünfte zur Anrechnung 
der russischen auf die deutschen Steuern übergehen. 
Absatz 2 Buchstabe d stellt klar, daß die Herstellung der 
Ausschüttungsbelastung nach deutschem Recht abkom-
menskonform ist, wenn Ausschüttungen aus russischen 
Quellen erfolgen. 

Die Russische Föderation behebt nach Absatz 1 die Dop-
pelbesteuerung bei Einkünften und Vermögen durch An-
rechnung der deutschen auf die russischen Steuern. 

Artikel 24 
Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen verhin-
dern. Durch Nummer 7 des Protokolls zum Abkommen 
wird diese Vorschrift noch dahingehend ergänzt, daß das 
Diskriminierungsverbot auch für andere als die in Artikel 2 
aufgeführten Steuern gilt. 
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Artikel 25 

Dieser Artikel sieht vor, daß sich die zuständigen Behör-
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung der 
Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und Aus-
legungs- und Anwendungsschwierigkeiten in gegenseiti-
gem Einvernehmen beseitigen. 

Absatz 4 dieses Artikels schreibt in Verbindung mit Num-
mer 7 des Protokolls zum Abkommen die verfahrensmäßi-
gen Regelungen zur Durchführung der Quellensteuerbe-
grenzungen vor. 

Artikel 26 

Dieser Artikel regelt in den Absätzen 1 und 2 den Informa-
tionsaustausch zwischen den zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten entsprechend Artikel 26 des OECD-Mu-
sterabkommens. 

Absatz 3 enthält einige zusätzliche Vorschriften zur Beach-
tung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung 
(sog. Datenschutzklausel). 

Artikel 27 

Dieser Artikel bestimmt das Verhältnis des Abkommens zu 
den besonderen diplomatischen und konsularischen Vor-
rechten. 

Artikel 28 

Dieser Artikel regelt in den Absätzen 1 und 2 die Ratifika-
tion und das Inkrafttreten des Abkommens. Hiernach ist 
das Abkommen in beiden Staaten erstmals für das dem 
Jahr des Inkrafttretens folgende Jahr anzuwenden. Zeit-
gleich mit der ersten Anwendung dieses Abkommens wird 
nach Absatz 3 die Anwendung der Vorschriften des alten, 
mit der Sowjetunion abgeschlossenen Abkommens vom 
24. November 1981 im Verhältnis zur Russischen Födera-
tion beendet. 

Artikel 29 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine mögliche 
Kündigung und das Außerkrafttreten des Abkommens. 






